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Großherzogthum Baden. 

Verfügung des Großherzoglichen Oberſchulrathes, die Lehraus⸗ 
hilfe an Volksſchulen betreffend. Vom 31. März 1877. 
Die gemäß $. 8 der Verordnung Großh. Miniſteriums des 

Innern vom 17. Juli 1874 — Deutſche Schulgeſ.⸗Samml. 1874 

Nr. 36 — von den Volksſchullehrern für die Ertheilung von Aus⸗ 

hilfsunterricht aufzuſtellenden Berechnungen über die ihnen nach 

den Beſtimmungen der erwähnten Verordnung hierfür zuſtehende 

Vergütung kommen vielfach ſo unvollſtändig zur Vorlage, daß 

eine Feſtſetzung der letzteren in vielen Fällen nur nach Veran⸗ 

ſtaltung weiterer Erhebungen möglich iſt. 

Zur Abwendung zahlreicher Schreibereien ſieht man ſich 
veranlaßt, die bei Aufſtellung der fraglichen Berechnungen maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen der Miniſterialverordnung vom 17. 
Juli 1874, die Lehraushilfe an Volksſchulen und deren Ver⸗ 
gütung betreffend, in Nachſtehendem zuſammenzufaſſen. 

Die von den aushelfenden Lehrern einzureichenden Koſten⸗ 
berechnungen müſſen enthalten: 

Die Angabe der die Mitverſehung anordnenden Verfügung 
der vorgeſetzten Behörde; die Zeitdauer der Mitverſehung 
unter genauer Bezeichnung des Tages, mit welchem dieſelbe be⸗ 
gonnen und mit welchem ſie aufgehört hat; die Zahl der von 
dem betreffenden Lehrer wöchentlich ertheilten Unterrichtsſtunden 
und zwar ſowohl derjenigen, welche er an ſeiner eigenen Schule 
als jener, welche er an der Schule ertheilt hat, mit deren Mit⸗ 
verſehung er beauftragt war. 

Ferner iſt bei Mitverſehungen, welche weniger als ein 
halbes Jahr dauerten, anzugeben, ob in die Mitverſehungs⸗ 
zeit Ferien gefallen find und bejahendenfalls, wie viele Tage 
dieſelben umfaßten und auf welchen Zeitabſchnitt der Mitver⸗ 
ſehung ſich dieſelben erſtreckten. 

Endlich iſt, ſofern es ſich um Mitverſehung einer Lehrſtelle 

in einem benachbarten Orte handelt, die Zahl der Gänge 

zu verzeichnen, welche der aushelfende Lehrer behufs der Unter: 
richtsertheilung in den Nachbarort zu machen hatte. Dabei 
ſind die einzelnen Tage, an welchen die Gänge ſtattfanden, 
namhaft zu machen und iſt zugleich die Entfernung der be⸗ 
treffenden Schulorte von einander anzugeben. Die Gemeinde⸗ 
räthe beziehungsweiſe die Schulkommiſſionen haben die aufge⸗ 
ftellten Berechnungen und die darin enthaltenen Angaben zu be⸗ 
ſtätigen oder zu berichtigen und dieſelben der Großh. Kreisſchul⸗ 
viſitatur zur Vorlage an die dieſſeitige Behörde zu überſenden. 


Die Kreisſchulviſitaturen haben die ihnen zukommenden 
Koſtenberechnungen einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen 
und unvollſtändige ſowie ſonſt mangelhaft befundene Aufſtel⸗ 
lungen vor der Vorlage anher zur Berichtigung beziehungs⸗ 
weiſe Ergänzung zurückzugeben. 

Karlsruhe, den 31. März 1877. 

Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Au Nokk. 


die Großh. Kreisſchulviſitaturen, die Ge⸗ 
meinderäthe (Schulkommiſſionen) ſowie 
an die Lehrer der Volksſchulen. 
Nr. 4734. 


Krapf. 


Königreich Preußen. 

Erfenntniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Zuſtän⸗ 
digkeit der Amtsvorſteher in Betreff der Schulunterhaltungskoſten 
betreffend. Vom 13. Januar 1877. 

Im Namen des Königs. 

In der Verwaltungsſtreitſache 
des Käthners und Zimmermanns G. zu A., Klägers 
und Reviſionsklägers, 
wider 
den Amtsvorſteher Freiherrn v. R. auf Schloß G., Be⸗ 
klagten und Reviſionsbeklagten, 
und die Gemeinde A., Beigeladene, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 13. Januar 1877, 
an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf die Reviſion des Klägers die Entſcheidung des 
Königlichen Bezirksverwaltungsgerichtes zu Königsberg 
vom 23. September 1876 aufzuheben und in der Sache 
ſelbſt unter Abänderung der Entſcheidung des Kreisaus— 
ſchuſſes des Kreiſes G. vom 7. März 1876 die Verfügun⸗ 
gen des Beklagten vom 10. und 29. November 1875 au: 
ßer Kraft zu ſetzen und der Kläger mit dem Anſpruche, 
ihn für nicht verpflichtet zu erachten, von dem Brennholz⸗ 
deputat der Schule zu A. für die Zeit von Michaelis 
1875 bis dahin 1876 ½ Raummeter anzufahren, abzu⸗ 
weiſen, dem Kläger auch die Koſten ſämmtlicher Inſtan⸗ 
zen, unter Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes 
auf 10 Mark, zur Laſt zu legen. 
Von Rechts Wegen. 
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Gründe. 
Am 10. November 1875 erließ der Amtsvorſteher Freiherr 
v. R. auf Schloß G. an den Zimmermann und Grundſtücks⸗ 
beſitzer G. in A. folgende Verfügung: 

Sie werden hierdurch angewieſen, der auf Ihrem Grund— 
ſtück ruhenden Verpflichtung, reſp. als Geſpann haltender 
Grundbeſitzer, jährlich / Raummeter Brennholz für die 
Schule in A. anzufahren, ungeſäumt nachzukommen und 
innerhalb acht Tagen nachzuweiſen, daß das Schuldepu— 
tatholz pro Michaeli 1874/75 von Ihnen angefahren und 
dem Lehrer T. übergeben iſt. Im Weigerungsfalle wird 
dieſſeits die Lieferung und Anfuhr des Holzes bewirkt, 
und die Koſten dafür im Exekutionswege von Ihnen bei⸗ 
getrieben werden. 

In gleicher Weiſe wird, da Sie bereits ſeit mehreren 
Jahren das Schuldeputatholz anzufahren unterlaſſen ha⸗ 
ben, verfahren werden, ſobald feſtgeſtellt iſt, mit wieviel 
Viertel Raummeter Sie im Rückſtande geblieben ſind. 
Dieſer Aufforderung folgte unterm 29. November 1875 die 
nachſtehende Verfügung des Amtsvorſtehers zu Schloß G.: 
Auf Ihre Eingabe vom 15. d. M. erhalten Sie zum 
Beſcheide, daß die darin aufgeſtellten Behauptungen keine 
Beweiſe find ze. Demnach iſt der Gemeindevorſtand zu A. 
angewieſen, das in Rede ſtehende Schuldeputatholz pro 
1875/76, ½ Raummeter, für Ihre Rechnung und zu jes 
dem Preiſe ſofort anfahren zu laſſen, worauf die Beitrei⸗ 
bung der Koſten im Exekutionswege erfolgen wird ac. 
In der Verfügung vom 10. d. M. ſoll es nicht hei⸗ 
ßen: Schuldeputatholz pro 1874/75, ſondern pro 1875/76. 
Gegen beide Verfügungen hat der ꝛc. G. bei dem Kreis⸗ 
ausſchuß des Kreiſes G. Klage erhoben und ihre Aufhebung 
beantragt, weil einmal der Amtsvorſteher, als Polizeibehörde, 
zu einer Einmiſchung in dieſe Angelegenheit nicht befugt ge⸗ 
weſen, er ſelbſt aber zur Anfuhr von Brennholz für die Schule 
nicht verpflichtet ſei, dieſe Verpflichtung vielmehr ausſchließlich 
den Wirthen von A. obliege, während das ihm gehörige, von 
dem Wirth L. erkaufte Grundſtück von dem Gemeindevorſtande 
ſtets nur als Eigenkäthner⸗Grundſtück behandelt worden ſei. 
Der Kreisausſchuß hat indeß nach Einholung der Gegen: 
erklärung des Amtsvorſtehers v. R., aus welcher hervorgeht, 
daß der Antrag, den ꝛc. G. zur Anfuhr des Schuldeputathol- 
zes anzuhalten, von dem Lehrer T. in A. ausgegangen iſt und 
daß ſich der Amtsvorſteher auf Grund der Angaben des Wirthes 
L. für befugt erachtet hat, dieſem Antrage zu entſprechen, den 
Kläger durch Vorbeſcheid vom 24. Januar 1876 zur Anfuhr 
des Schulholzes nach Verhältniß ſeines Beſitzſtandes für ver— 
pflichtet erklärt und demnächſt auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lung, bei welcher auf den Antrag des Klägers der Wirth L. 
und der Gemeindevorſteher von A. zur Sache gehört ſind, am 
7. März 1876 dahin entſchieden: 
daß Kläger abzuweiſen und zur Leiſtung der Spanndienſte 
nach Verhältniß ſeines Beſitzſtandes und demnach auch für 
verpflichtet zu erachten, das auf ihn repartirte Brennholz 
für die Schule pro Michaeli 1875/76 mit ¼ Raummeter 
anzufahren, event. die für die im Wege der Exekution be⸗ 
reits bewirkte Anfuhr dieſes Holzquantums entſtandenen 
Koſten zu erſtatten, ihm auch — unter Feſtſetzung des Streit⸗ 
gegenſtandes auf 20 Mark — die Koſten zur Laſt zu legen. 
Zur Begründung dieſer Entſcheidung iſt angeführt: 
Nach dem von der Königlichen Regierung unterm 2. 
Juli 1863 beſtätigten, von G. unterm 8. Auguſt ej. a. 


als richtig anerkannten, Abgaben-Regulirungsplan habe 

Kläger die Verpflichtung übernommen, nach ſeinem Beſitz— 

ſtande die Spanndienſte zu leiſten. Dazu gehöre auch die 

Anfuhr von Schulholz. 

Abgeſehen davon, daß es darauf, ob G. bis jetzt zu 
den Spanndienſten nicht aufgefordert ſei oder dieſelben 
nicht geleiſtet habe, nicht weiter ankomme, ſo werde auch 
die desfallſige Behauptung durch das Zeugniß des Wir⸗ 
thes L. und des Gemeindevorſtehers A., ſowie dadurch 
widerlegt, daß G. in Folge einer Beſchwerde des ꝛc. L. 
unterm 24. März 1870 auf die Verpflichtung zur Leiſtung 
der Dienſte ausdrücklich aufmerkſam gemacht worden fei. 
Gegen dieſe Entſcheidung hat der Kläger die Berufung an 

das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu Königsberg einge— 
legt und zur Rechtfertigung derſelben angeführt: 

1) der Abgaben-Regulirungs-Plan ſei ihm feiner Zeit nur in 
demjenigen Theile vorgeleſen worden, welcher ſich auf die 
Kirchen- und Schul-Abgaben beziehe, 

2) ſein Beſitzſtand — ein Eigenkäthner-Etabliſſement — ſei 
nicht geſpannfähig; 

3) er habe ſich, worüber eine Beſcheinigung des Guſtav P. 
und des Gottfried N. beigebracht und event. auf deren 
Zeugniß provozirt wird, zur Beſtellung ſeines Ackers im: 
mer fremden Geſpannes bedienen müſſen und ſei deshalb 
zu den Kommunal-Leiſtungen immer nur fo herangezogen 
worden, wie die anderen Eigenkäthner des Dorfes, alſo 
ohne Spanndienſte; 

4) ſeine, von dem Kreisausſchuß unrichtig aufgefaßte Angabe 
in der mündlichen Verhandlung ſei dahin zu berichtigen, 
daß er zwar einmal Schulholz, aber nicht für den Lehrer, 
ſondern für ſich ſelbſt angefahren habe, nachdem ihm ſol— 
ches von dem Lehrer für eine demſelben erwieſene Gefäl⸗ 
ligkeit abgetreten worden; 

5) das Holzquantum, zu deſſen Anfuhr er event. verpflichtet 
fein würde, betrage bei richtiger Berechnung nicht ½, ſon⸗ 
dern höchſtens / Raummeter, denn das ganze Beſitzthum 
des ꝛc. L. habe 89 Morgen 47 Qu.⸗Ruthen enthalten und 
ſeien davon ½ Klafter Schulholz anzufahren geweſen. 
Die Berufungsſchrift iſt von dem Kreisausſchuß dem Be⸗ 

klagten zur Gegenerklärung „in Gemeinſchaft mit dem Orts: 
vorſtande A.“ zugefertigt und von dieſen gemeinſchaftlich dahin 
beantwortet worden: 

Das Bauergrundſtück A. Nr. 11 ſei rezeßmäßig und nach 
dem Schuldotationsplan von jeher zu gewiſſen Hand- und 
Spanndienſten, reſp. Gemeindelaſten verpflichtet geweſen. Der 
Beſitzer, Wirth L., habe den ſechsten Theil von A. Nr. 11 an 
einen gewiſſen Gr. und damit den ſechsten Theil aller darauf 
ruhenden Laſten verkauft, der Kläger aber ſei wiederum durch 
Kauf in alle Rechte und Pflichten des Gr. eingetreten. 

Der x. G. halte in den Wintermonaten oft nur ein Pferd, 
befinde ſich aber gegenwärtig im Beſitze von zwei Pferden und 
zwei Kühen. 

In der mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksverwal⸗ 
tungsgerichte, wozu die Gemeinde A. als Mitbeklagte zugezogen 
iſt, wurde noch hervorgehoben: 

a) von dem Kläger, daß er von dem in Rede ſtehenden Grund⸗ 
ſtücke nur den ſechsten Theil mit 15 Morgen 102 Qu.⸗ 
Ruthen beſitze, Zimmermann ſei und zum Beſtellen ſeines 
Grundſtückes kein Vieh halte und daß er das einzige Pferd, 
welches er beſitze, zur Ausübung ſeines Gewerbes als Zim⸗ 
mermann gebrauche; 
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b. Seitens des Beklagten, daß Kläger zu den Viertelhüfnern ge⸗ 
höre, welche beſtimmungsmäßig Spanndienſte leiſten müßten. 
Das Bezirksverwaltungsgericht hat nach Einforderung der 

Akten, betreffend die Dismembration des Grundſtückes A. Nr. 

11 und des Parzellirungsvertrages über die von dem Kläger 

erſtandenen 15 Morgen 102 Qu.⸗Ruthen Landes am 23. Sep⸗ 

tember 1876 dahin entſchieden: 
daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes des Kreiſes G. 
vom 7. März 1876 dahin zu beſtätigen, daß der Zimmer⸗ 
mann und Grundbeſitzer G. unter Verwerfung feiner Bes 
ſchwerde gegen die Verfügungen des Amtsvorſtehers vom 
10. und 29. November 1875 für verpflichtet zu erachten, 
von dem Brennholzdeputat der Schule A. für die Zeit von 
Michaelis 1875 bis dahin 1876 ½ Raummeter anzufah⸗ 
ren oder die für die im Wege der Exekution etwa bereits 
anderweit bewirkte Anfuhr entſtandenen Koſten zu erſtatten 
und die Koſten beider Inſtanzen unter Feſtſetzung des 
Streitgegenſtandes auf 10 Mark und des Pauſchquan⸗ 
tums zweiter Inſtanz auf 1,50 Mark, dem Berufenden 
aufzulegen. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes erſcheine im We: 
ſentlichen gerechtfertigt. Daß die ſtreitige Leiſtung ihrer 
Natur nach der Beitreibung im Verwaltungswege unters 
liege, ſei nach der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 19. 
Juni 1836 nicht zweifelhaft. Der Beſchwerdeführer beſitze 
eine von dem Grundſtück A. Nr. 11 abgezweigte Parzelle 
von 15 Morgen 102 Qu.⸗Ruthen. Er halte auf derſelben 
ein Pferd, angeblich wegen ſeines Gewerbes als Zimmer— 
mann, nach der Erklärung des Amts- und des Gemein: 
devorſtehers zeitweiſe auch zwei Pferde. Möge aber hier— 
nach ſeine Beſitzung als geſpannfähig angeſehen werden, 
oder nicht, entſcheidend ſei für die Verwaltungsbehörde der 
bei der Zertheilung des Grundſtücks A. Nr. 11 errichtete, 


von dem Vorbeſitzer des ꝛc. G. anerkannte und von der 


Königlichen Regierung beſtätigte Regulirungsplan vom 6. 
Oktober 1862. 
nen an die Schule die Beſtimmung, daß dieſelben der Re⸗ 
gulirung nach der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 
unterworfen bleiben, wogegen in dem Abſchnitte wegen der 
Gemeindelaſten beſtimmt ſei, daß die Spanndienſte zu 
Bauten, Wegebeſſerungen, Feuerkuven und andere Fuhren 
von dem Haupt: und dem Parzellenbeſitzer „nach dem ge: 
genwärtigen Beſitzſtande“ zu leiſten ſeien. Dieſe Feſtſet⸗ 
zung gelte (nach §. 39 der erwähnten Schulordnung) auch 


für die Anfuhr des Schulholzes. Der Beſchwerdeführer 


müſſe daher zu der ihm angeſonnenen Leiſtung für ver⸗ 
pflichtet erachtet werden. 

Die Beſchwerde in Betreff des Maßes ſei grundlos. 
Nach der eigenen Angabe des Klägers habe das Grund: 
ſtück A. Nr. 11 vor der Theilung 89 Morgen 47 Qu.⸗Ru⸗ 
then enthalten und ½ Klafter Holz anzufahren ge⸗ 
habt. Vom Theilbeſitzer würden hiernach ca. „ Klaf⸗ 


ter anzufahren fein, welches Quantum dem von / Raum- 


meter bis auf einen verſchwindend kleinen Unterſchied 
gleichkomme. 


Die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes gehe inſofern 
zu weit, als fie ſich in ihrer Form nicht auf den vorlie— 


genden Streit über die Anfuhr des Schulholzes für ein 


Derſelbe enthalte in Betreff der Präſtatio⸗ 


Jahr bezw. die dafür zu zahlende Vergütung beſchränke 


und ſei daher in dieſer Faſſung zu berichtigen geweſen. 


Gegen dieſe Entſcheidung hat der Kläger friſtzeitig das 
Rechtsmittel der Reviſion eingelegt und zur Rechtfertigung Fol- 
gendes angeführt: 

Die Folgerung des Berufungsrichters, daß die Beſtimmung 
des Regulirungsplanes vom 6. Oktober 1862, wonach bei Ge— 
meindelaſten die Spanndienſte nach dem gegenwärtigen Beſitz— 
ſtande zu leiſten ſeien — nach §. 39 der Schulordnung vom 
11. Dezember 1845 — auch auf die Anfuhr des Schulholzes 
Anwendung finden müßten, ſei nicht richtig, da es ſich hier 
um zwei ganz verſchiedene Präſtationen handle. Maßgebend 
ſei hier überhaupt nur der Schuldotationsplan für die Schule 
zu A., deſſen Vorlegung er beantrage, und dieſer beſage, daß 
zur Anfuhr des Schulholzes die bäuerlichen Beſitzer (Wirthe) 
des Dorfes verpflichtet ſeien. Daß aber eine kleine Beſitzung 
nur in die Kategeorie der Eigenkäthner und nicht in die der 
bäuerlichen Beſitzer gehöre, gehe aus der Beſtimmung unter G. 
III. des erwähnten Regulirungsplanes hervor, auf deſſen In— 
halt er ſich gleichfalls berufe. Er werde auch in allen Gemein⸗ 
deangelegenheiten in den Dorfsliſten ꝛc. als Eigenkäthner be⸗ 
zeichnet und ſei auch in der vorliegenden Streitſache von den 
Behörden ſo benannt. 

Bei der mündlichen Verhandlung vor dem Oberverwal— 
tungsgerichte lagen die Akten des Königlichen Landrathsamtes 
zu G., betreffend die Dismembration des Friedrich L.'ſchen 
Bauergrundſtückes A. Nr. 11 vor. Aus denſelben ergiebt ſich 
Folgendes: 

Am 11. Juni 1862 haben die Wirth Friedrich L.'ſchen Ehe— 
leute von ihrem 89 Morgen 47 Qu.⸗Ruthen umfaſſenden Grund- 


ſtücke A. Nr. 11 die im Dorfe belegene Hofſtelle mit den da⸗ 
| rauf befindlichen Gebäuden und Zäunen in einem Areal von 


3 Morgen 

ferner Dorfsanger-Abfindung 55 

und im Felde ſeparirt belegenes Ackerland 12 = 120⸗Ruthen, 

zuſammen 15 Morg. 102 O-Nuthen 

Preußiſchen Maaßes an den Wilhelm Gr. für 1200 Thaler 

verkauft und es enthält der $. 3 des gerichtlichen Kaufkontrak⸗ 
tes die Beſtimmung: 

Von Michaeli c. übernimmt der Käufer mit den Nutzungen 

auch ſämmtliche Laſten und Abgaben. 

Die Regulirung der auf dem dismembrirten Grundſtücke 
haftenden öffentlichen Abgaben und Leiſtungen iſt in Gemäß⸗ 
heit der Vorſchriften des Geſetzes vom 3. Januar 1845 erfolgt 
und es hat der am 6. Oktober 1862 aufgeſtellte Regulirungs⸗ 
plan unter dem 2. Juli 1863 die Genehmigung der Königli— 
chen Regierung zu Königsberg erhalten. 

Dieſer Regulirungsplan enthält unter 8 

„F. An die Schule in A., wozu das Dorf A. gehört,“ 

die Beſtimmung: 

„I. Die baaren, ſowie die Naturalleiſtungen bleiben der 
Regulirung der Schulpräſtationen nach der Schulordnung 
vom 11. Dezember 1845 unterworfen.“ 


Unter 


„G. Gemeindelaſten“ 
ſind aufgeführt: 
„II. Die Spanndienſte zu Bauten, Wegebeſſerungen, 
Feuerkuven und andere Fuhren nach Verhältniß des Hu⸗ 
fenſtandes aufgebracht.“ 
und es iſt in den beiden Rubriken: 
a) davon behält das Hauptgut des Friedrich L., 
b) davon übernimmt das Trennſtück des Wilhelm Gr. 
vermerkt: „nach dem gegenwärtigen Beſitzſtande“, 
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während unter 
„III. die Handdienſte werden nach der Zahl der Haus— 
haltungen geleiſtet“ 
unter den vorerwähnten Rubriken beſtimmt iſt, daß die Hands 
dienſte den Beſitzer des Hauptgutes als Wirth, den Beſitzer 
des Trennſtückes als Eigenkäthner treffen. 

Dieſer Regulirungsplan iſt unterm 11. Oktober 1862 von 
dem Trennſtücksbeſitzer Gr. unterſchriftlich als richtig anerkannt 
und am 8. Auguſt 1863 hat Gottlieb G. als „Nachfolger des 
Wilhelm Gr.“ beſcheinigt, daß ihm der Regulirungsplan mit 
der nöthigen Belehrung bekannt gemacht worden ſei. 

Der Dotationsplan für die evangeliſche Schule in A. vom 
7. September 1866, 12. März 1867, welcher bei der mündli⸗ 
chen Verhandlung gleichfalls vorlag, enthält unter 

„V. Feſtſetzungen“ 
die Beſtimmung: 9 

Die Lieferung des Brennmateriales liegt allein dem Pa- 
tron Gutsherrn von Schloß G. ob. Die Anfuhr erfolgt zum 
1. Oktober jedes Jahres praenumerando und zwar werden 10 
Klafter von der Dorfihaft A. und 3 Klafter von der ganzen 
Schulgemeinde nach Verhältniß der Haushaltungszahl ange— 
fahren. 

Die Reviſion hat für begründet erachtet werden müſſen. 

Der Berufungsrichter nimmt ohne Weiteres an, daß die 
ſtreitige Leiſtung zu der Kategorie der in der Allerhöchſten Ka— 
binetsordre vom 19. Juni 1836 (Geſetz-Sammlung Seite 198) 
unter 1. aufgeführten Abgaben und Leiſtungen gehöre. Er fol⸗ 
gert ferner aus dem Abgaben-Regulirungs⸗Plan vom 6. Okto⸗ 
ber 1862 in Verbindung mit der Schulordnung vom 11. De⸗ 
zember 1845 die Verpflichtung des Klägers zu der ihm anges 
ſonnenen Leiſtung und findet gegen die Entſcheidung des er⸗ 
ſten Richters nur zu erinnern, daß ſie inſofern zu weit gehe, 
als ſie ſich in ihrer Form nicht auf den vorliegenden Streit 
über die Anfuhr des Schulholzes für ein Jahr, bezw. die da⸗ 
für zu zahlende Vergütung beſchränke. Er überſieht aber, daß 
der Kreisausſchuß aus der der Klage zu Grunde gelegten Behaup⸗ 
tung, daß der Amtsvorſteher als Polizeibehörde zu einem Einſchrei⸗ 
ten in der vorliegenden Angelegenheit überhaupt nicht berechtigt 
geweſen ſei, hätte Veranlaſſung nehmen müſſen, vor Allem zu 
prüfen, ob ſich der Beklagte bei dem Erlaſſe der angefochtenen 
Verfügungen in den Grenzen ſeiner geſetzlichen Befugniſſe be⸗ 
wegt habe, und er verſtößt gegen das beſtehende Recht, indem er 
dieſe Befugniß — ſtillſchweigend — als begründet vorausſetzt. 

Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 überträgt dem 
Amtsvorſter die Verwaltung der Polizei und der ſonſtigen öf— 
fentlichen Angelegenheiten des Amtes nach näherer Vorſchrift 
des Geſetzes (§. 59), ermächtigt ihn, da, wo die Erhaltung der 
öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit ſein Einſchreiten nö⸗ 
thig macht, das Erforderliche anzuordnen ($. 60) und nöthigen⸗ 
falls zwangsweiſe durchzuführen ($. 79), ſtattet ihn mit gewiſ⸗ 
ſen Befugniſſen in Wegebauſachen aus ($. 61), überträgt ihm 
im §. 62 das Recht zum Erlaſſe von Polizeiſtrafverordnungen, 
im F. 63 das Recht der vorläufigen Straffeſtſetzung, verpflichtet 
im 8. 65 die Gemeinde- und Gutsvorſtände ſeinen in Gemäß⸗ 
heit ſeiner geſetzlichen Befugniſſe in Dienſtangelegenheiten an 
fie erlaſſenen Anweiſungen und Aufträgen nachzukommen und 
beſtimmt endlich im §. 66, daß der Landrath und der Kreis⸗ 
ausſchuß befugt ſein ſollen, für die Geſchäfte der allgemeinen 
Landes- und Kreis-Kommunalverwaltung ſowie bei Beauffich- 
tigung der Kommunal-Angelegenheiten der zu dem Amtsbezirke 
gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke die vermittelnde und 


I 


begutachtende Thätigkeit des Amtsvorſtehers in Anſpruch zu 
nehmen. 

Dagegen enthält die Kreisordnung keine Beſtimmung, wo⸗ 
durch dem Amtsvorſteher das Recht zur ſelbſtſtändigen exeku⸗ 
tiviſchen Beitreibung öffentlicher — oder den öffentlichen gleich 
zu achtenden — Abgaben und Leiſtungen, mögen dieſelben nun 
an den Staat, die Kommune, die Kirche, die Schule oder de⸗ 
ren Diener zu entrichten ſein, eingeräumt wird. 

Im vorliegenden Falle würde daher der beklagte Amtsvor⸗ 
ſteher zu einem amtlichen Einſchreiten gegen den Kläger wegen 
der rückſtändigen Anfuhr von einem viertel Raummeter Schul⸗ 
deputatholz nur berechtigt geweſen ſein, wenn er dazu von 
dem Landrathe (etwa auf Anſtehen der Schulaufſichtsbehörde) 
ausdrücklich beauftragt geweſen wäre. 

Er iſt aber nicht befugt geweſen, auf den bei ihm ange⸗ 
brachten Antrag des Lehrers T. in A. von dem angeblich Ver⸗ 
pflichteten die Ausführung der hier fraglichen Leiſtung unter 
Exekutionsandrohung zu fordern und den Gemeindevorſtand zu 
A. demnächſt mit der Ausführung auf Koſten des angeblich Ver⸗ 
pflichteten zu beauftragen. 

Der Vorderrichter verſtößt aber auch gegen eine weſentliche, 
das Verfahren betreffende Vorſchrift, indem er zwar die Entſchei⸗ 
dung der Vorinſtanz als zu weit gehend berichtigt, dieſelbe aber 
immer noch ſoweit beſtätigt, daß dadurch Kläger poſitiv für ver⸗ 
pflichtet erklärt wird, von dem Brennholzdeputat der Schule A. 
für die Zeit von Michaelis 1875 bis dahin 1876 ½ Raum⸗ 
meter anzufahren, oder die für die im Wege der Exekution 
etwa bereits anderweit bewirkte Anfuhr entſtandenen Koſten zu 
erſtatten. 

Die Klage iſt nach dem Wortlaute des Antrages zunächſt 
nur auf Aufhebung der Verfügungen des Beklagten vom 10. 
und 29. November 1875 gerichtet und zunächſt auch nur da⸗ 
rauf geſtützt, daß der Beklagte zum Erlaſſe dieſer Verfügungen 
nicht befugt geweſen ſei. 

Nun lag zwar in der weiteren Art ihrer Begründung al⸗ 
ler Anlaß, hierüber hinausgehend zugleich einen Anſpruch über 
die Verpflichtung des Klägers an ſich als Ziel der Klage an— 
zuſehen. Da indeß eine hierauf gerichtete Widerklage nicht vor⸗ 
lag — wobei deren Zuläſſigkeit dahingeſtellt bleiben mag — 
durfte für dieſen Theil der Entſcheidung in dem für den Klä⸗ 
ger ungünſtigſten Falle nur die Form der Abweiſung, nicht 
aber die der poſitiven Verurtheilung zu der beſtrittenen Lei⸗ 
ſtung gewählt werden (§. 49 i. f. des Geſetzes vom 3. Juli 1875). 

Abgeſehen hiervon, durfte ferner Kläger zur Erſtattung der 
durch die im Wege der Exekution etwa bereits anderweit be— 
wirkte Anfuhr entſtandenen Koſten nicht für ſchuldig erklärt 
werden, weil die von dem Beklagten verfügte Exekution geſetz— 
lich unzuläſſig erſcheint. 

Wenn hiernach die Vorentſcheidung in Gemäßheit des 
§. 68 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 (Geſetz- Sammlung Seite 
375) aufzuheben geweſen iſt, ſo konnte in der Sache ſelbſt doch 
nur, wie geſchehen, erkannt werden. 

Der Kläger hat nicht beſtritten, daß auf ihn, als Rechts— 
nachfolger des Wilhelm Gr., die Beſtimmungen des Abgaben⸗ 
Regulirungsplanes vom 6. Oktober 1862, 3. Juli 1863 An⸗ 
wendung finden, ſich vielmehr ausdrücklich auf den Inhalt deſ—⸗ 
ſelben berufen und überdies eingeräumt, daß auf dem Grund— 
ſtucke A. Nr. 11 — urſprünglich 89 Morgen 47 Qu.⸗Ruthen 
umfaſſend — die Verpflichtung zur Aufuhr von ½ Klafter 
Schulholz geruht habe, bezw. ruhe. 
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Der Abgaben-Regulirungsplan enthält nun aber die Be⸗ 
ſtimmung: 

1) daß die Abgaben und Leiſtungen an die Schule der Re⸗ 
gulivung der Schulpräftationen nach der Schulordnung 
vom 11. Dezember 1845 unterworfen bleiben; 

2) daß — die Gemeindelaſten anlangend — die Spann⸗ 
dienſte zu Bauten, Wegebeſſerungen, Feuerkuven und an⸗ 
dere Fuhren auf den Beſitzer des Trennſtückes nach 
dem gegenwärtigen Beſitzſtande übergehen. 

Hält man damit den $. 39 der Schulordnung für die Ele⸗ 
mentarſchulen der Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 
(Geſetz-Sammlung 1846 Seite 1) zuſammen, welcher beſtimmt, 
daß, wenn nicht beſondere Stiftungen oder durch beſondere 
Rechtsgründe zur Unterhaltung der Schulen und der Lehrer 
verpflichtete Perſonen vorhanden ſind, die Ortsgemeinden und 
die ſonſt zur Schule gehörigen Ortſchaften die Mittel zur Un⸗ 
terhaltung der Schule in derſelben Weiſe wie die übri⸗ 
gen Kommunalbedürfniſſe aufzubringen haben, ſo kann es 
einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daß der Kläger 
zu der ihm angeſonnenen Leiſtung verpflichtet iſt. Seine Ein⸗ 
wendung in der Reviſionsſchrift beruht anſcheinend auf einer 
Verwechſelung der Beſtimmung unter G. III. mit der unter 
G. II. des Regulirungsplanes, iſt aber auch ſonſt unerheblich 
und wird durch den Inhalt des Schuldotationsplanes vom 7. 
September 1866, 12. März 1867 keineswegs unterſtützt. 

Eben jo wenig erſcheint es zweifelhaft, daß die hier frag: 
liche Leiſtung ihrer Natur nach der exekutiviſchen Beitreibung 
im Verwaltungswege in Gemäßheit der Allerhöchſten Kabinets⸗ 
ordre vom 19. Juni 1836 (Geſetz-Sammlung Seite 198) un⸗ 
terliegt, 

Wenn hiernach der Kläger das gegenwärtige Streitverfah⸗ 
ren durch die Nichterfüllung einer ſachlich begründeten Verpflich⸗ 
tung veranlaßt hat und mit dem — in der Reviſions⸗Inſtanz 
durch den Antrag auf Beweisaufnahme noch beſtimmter ausge⸗ 
drückten — Anſpruche, ihn für nicht verpflichtet zu erachten, von 
dem Brennholzdeputate der Schule zu A. für die Zeit von Mi- 
chaelis 1875 bis dahin 1876 ½ Raummeter anzufahren, ab⸗ 
zuweiſen geweſen, während die Außerkraftſetzung der Verfügun⸗ 
gen des Beklagten aus überwiegend formellen Gründen erfolgt 
iſt, ſo fallen dem Kläger, als dem in der Hauptſache unterlie⸗ 
genden Theile nach §. 72 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 auch 
die Koſten zur Laſt. 

: Der Werth des Streitgegenſtandes ift in Uebereinſtimmung 

mit dem Vorderrichter auf 10 Mark feſtzuſetzen geweſen. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal⸗ 
tungsgerichtes und der verordneten Unterſchrift. 


(J. S.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 251. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Anwendung eines einheitlichen Papierfor⸗ 
mates bei den Behörden des Reichs und der Bundesſtaaten 
betreffend. Vom 15. März 1877. 

Berlin, den 15. März 1877. 

i Zufolge Vereinbarung der ſämmtlichen hohen Bundes⸗Re⸗ 
gierungen iſt fortan für alle Behörden des Reichs und der 
Bundesſtaaten ein einheitliches Papierformat von 33 Zentime⸗ 
ter Höhe und 21 Zentimeter Breite in Gebrauch zu nehmen, 
unbeſchadet der für Briefpapier, Tabellen und in etwaigen ſon⸗ 
ſtigen Ausnahmefällen üblichen anderen Formate. 


D. . (Titel) ſetze ich hiervon zur Nachachtung in Kenntniß. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An In Vertretung: Sydow. 


die Königliche Provinzial⸗Schulkollegien, Konſiſtorien, 
Univerſitäts⸗Kuratorien u. ſ. w. 
G. III. 689 U 


Miniſterial⸗Erlaß, die Anſtellung der von anferprenfifchen Prü⸗ 
fungsbehörden geprüften Schulamtskandidaten und Lehrer in 
Preußzen betreffend. Vom 31. Januar 1877. 

Berlin, den 31. Januar 1877. 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 2. d. M. 
will ich genehmigen, daß Schulamts-Kandidaten und Lehrer, 
welche ihre Befähigung nur durch Prüſfungszeugniſſe außer: 
preußiſcher Prüfungsbehörden des Deutſchen Reiches darthun, 
im diesſeitigen Schuldienſt unter Erlaß der 1. Prüfung provi⸗ 
ſoriſch aber unter der Bedingung angeſtellt werden können, daß 
Seitens derſelben die in Preußen vorgeſchriebene 2. Prüfung 
nach Maßgabe der für dieſelbe geltenden Beſtimmungen vor 
einer Preußiſchen Prüfungsbehörde abgelegt wird. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An Falk. 
die Königliche Regierung zu N. 
U. III. 5389. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Kaſſel, die Theilnahme 
der Bürgermeiſter an den Schulviſitationen betreffend. 
Vom 26. Januar 1871. 

Kaſſel, den 26. Januar 1871. 

In dem größeren Theile unſeres Verwaltungsbezirkes be⸗ 
ſteht die Anordnung, daß die Bürgermeiſter, reſp. deren Stell⸗ 
vertreter, den durch die Ober-Schulinſpektoren abzuhaltenden 
Schulviſitationen beizuwohnen haben. 

Dieſe Anordnung iſt für die Belebung der Theilnahme am 
Schulweſen in den Gemeinden nicht ohne weſentliche Bedeu⸗ 
tung und bietet namentlich auch den Herren Reviſoren die Ge⸗ 
legenheit, durch mündliche Rückſprache mit den Ortsvorgeſetzten, 
auf die Beſeitigung von Mängeln und die Herſtellung wün⸗ 
ſchenswerther Verbeſſerungen in den örtlichen Schuleinrichtungen 
hinzuwirken. Wir finden uns daher veranlaßt, dieſelbe auch 
auf diejenigen Kreiſe auszudehnen, in welchen ſie bisher nicht 
beſtanden hat, und weiſen Ew. Hochwohlgeboren an, dieſerhalb 
das Erforderliche zu verfügen. 

Dabei wollen Sie den Bürgermeiſtern, von denen nach 
den Berichten der Ober⸗Schulinſpektoren Einzelne ohne Angabe 
eines Grundes von den Schulviſitationen wegbleiben, die pünkt⸗ 
liche Beachtung dieſer Beſtimmung dringend zur Pflicht machen. 

An 


ſämmtliche Herren Landräthe des 
Regierungsbezirkes Kaſſel. 


Abſchrift zur Kenntnißnahme und weiteren Veranlaſſung 
hinſichtlich der rechtzeitigen Benachrichtigung von den Viſita⸗ 
tionsterminen. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulſachen. 
gez. Meittler. 


An 
ſämmtliche Herren Ober⸗Schulinſpektoren 
er vr ern Kaſſel. 
. 676. 
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Miniſterial⸗Erlaß, die Verfügung über erſparte Gehälter vakan⸗ 
ter Seminarlehrerſtellen betreffend. Vom 26. März 1877. 
Berlin, den 26. März 1877. 
Die Königl. Provinzial⸗Schulkollegien ſetze ich anläßlich ei⸗ 
nes Spezialfalles davon in Kenntniß, daß Dieſelben, nachdem 
die Einnahmen und Ausgaben der Seminare auf den Staats: 
haushalts⸗Etat übernommen ſind, nicht mehr von der Ihnen in 
dem diesſeitigen Zirkular⸗Erlaſſe vom 9. April 1843 sub Nr. 3 
ertheilten Befugniß Gebrauch machen dürfen, vielmehr für die Zu⸗ 
kunft meine Genehmigung zur Verwendung der von vakanten Se⸗ 
minarlehrerſtellen erſparten Gehälter zuvörderſt einzuholen haben. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
ſämmtliche Königliche Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. III. 392. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Beilegung oder Verſagung des philoſophi⸗ 
ſchen Doktor⸗Titels im amtlichen Verkehre betreffend. 
Vom 7. März 1877. 

Berlin, den 7. März 1877. 

Während gegenwärtig die philoſophiſchen Fakultäten der 
preußiſchen Univerſitäten, einſchließlich der Akademie zu Münſter, 
die philoſophiſche Doktorwürde durchweg nur nach vorgängigem 
mündlichem Examen und auf Grund einer gedruckten Diſſerta⸗ 
tion ertheilen, wird an einzelnen nicht preußiſchen Univerſitäten 
die Erfüllung der genannten Vorbedingungen für die Promotion 
zum Doctor philosophiae nicht gefordert. Es beruht hierin ein 
ſo weſentlicher Unterſchied in der Bedeutung der Würde, daß 
es mir geboten erſcheint, ihn im Bereich der diesſeitigen Ver⸗ 
waltung künftig dadurch zur amtlichen Geltung zu bringen, daß 
die Unterrichtsbehörden nur diejenigen dem Unterrichtsweſen an⸗ 
gehörenden Perſonen im amtlichen Verkehr mit der Doktor 
würde bezeichnen, welche ſie auf die in Preußen vergeſchriebene 
Art erwerben. 

Ich weiſe deshalb das Königliche Provinzial-Schulkolle⸗ 
gium ac. an, den an öffentlichen oder privaten Lehranſtalten 
Seines ꝛc. Verwaltungsbezirkes angeſtellten oder künftig anzu⸗ 
ſtellenden Lehrern, welche nicht gegenwärtig bereits im rechtmä⸗ 
ßigen Beſitze der Würde eines Doctor philosophiae ſind, ſon⸗ 
dern ſie erſt künftig erwerben ſollten, im amtlichen Verkehr den 
Doktortitel nur dann beizulegen, wenn er ihnen von einer preu— 
ßiſchen Univerſität oder von der Akademie zu Münſter ertheilt 
iſt, oder wenn der von einer nichtpreußiſchen Univerſität Pro⸗ 
movirte dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium ꝛc. nachweiſt, 
daß er auf Grund mündlichen Examens und gedruckter Diſſer⸗ 
tation die Würde erlangt habe. Wird letzterer Nachweis nicht 
erbracht, ſo iſt der auswärts erworbene Doktortitel amtlich nicht 
zu berückſichtigen. Eine Ausnahme iſt in letzterer Hinſicht nur 
bei Lehrern zu machen, welche aus fremdem Staats- oder Schul⸗ 
dienſt in den diesſeitigen übertreten und bei dieſem Uebertritt 
bereits den Doktortitel einer nicht preußiſchen philoſophiſchen 
Fakultät beſitzen ſollten. 

Die von einer deutſchen Fakultät aus eigener Bewegung 
honoris causa zur Belohnung beſonderer wiſſenſchaftlicher Ber: 
dienſte erfolgenden Promotionen werden von dem gegenwärti— 
gen Erlaſſe ſelbſtredend nicht berührt. 


An 
ſämmtliche Königl. Provinzial⸗Schulkollegien und Königl. 
Regierungen, die Königl. Konſiſtorien der Provinz Han⸗ 
nover und den Königl. Ober⸗Kirchenrath zu Nordhorn. 


Abſchrift erhält die Königliche Wiſſenſchaftliche Prüfungs⸗ 


den auszufertigenden Zeugniſſen hinſichtlich des den Kandidaten 
beizulegenden Doktortitels nach denſelben Grundſätzen zu verfahren. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
N Königl. Wiſſenſchaftliche Prüfungs⸗Kommiſſionen. 


Königreich Sachſen. 
E. Seminarordnung für die Lehrerinnen⸗Seminare. 
Vom 29. Jannar 1877. 
(Schluß aus Nr. 20, Spalte 312.) 

Klaſſe I.: 2 Stunden wöchentlich. Fortſetzung des in vo⸗ 
riger Klaſſe Begonnenen. Einführung in die Prinzipien des 
Zeichenunterrichtes und zuſammenfaſſende Darſtellung der in 
Tretau's „kleinem Zeichner“ entwickelten Methode. 

Sicherheit des Auges und der Hand in der Erfaſſung und 
Darſtellung dargebotener Formen; Bildung des Geſchmackes. 
Einſicht in die Methode des Unterrichtes. 

8.16. Schreiben. Klaſſe V. und IV.: je 1 Stunde wö⸗ 
chentlich. Deutſche und lateiniſche Schrift. 

Klaſſe III.: 1 Stunde wöchentlich. Methodiſche Uebungen 
zur Einführung in den Betrieb des Schreibunterrichtes in der 
Schule. 

In allen Klaſſen des Seminares iſt ſtreng darauf zu hal⸗ 
ten, daß die ſchriftlichen Arbeiten eine gute Handſchrift zeigen. 

Lehrziel. Eine deutliche, geläufige und geſchmackvolle Hand: 
ſchrift. Verſtändniß der Unterrichtsertheilung. 

8.17. Turnen. Klaſſe V. und IV.: je 2 Stunden wö⸗ 
chentlich. Durch angemeſſene Frei-, Ordnungs- und Geräth⸗ 
übungen, bei vorherrſchenden Gemeinübungen, wird die turne⸗ 
riſche Ausbildung der Schülerinnen vervollſtändigt. 

Klaſſe III., II. und I.: je 2 Stunden wöchentlich, jo daß 
die Schülerinnen in den Klaſſen III., II. und I. bei einem Un⸗ 
terrichte von je 2 Stunden zugleich eine Ueberſicht über die in 
Mädchenklaſſen verwendbaren Turnübungen erhalten und ſich 
der Regeln und Geſetze des Unterrichtes bewußt werden. 

Lehrziel: Befähigung bei dem Unterrichte in Mädchen⸗ 
klaſſen, auch der öffentlichen Schulen, Hilfe zu leiſten und da⸗ 
fern nöthig ihn unter geeigneter Oberleitung ſelbſt zu ertheilen. 

8.18. Nadelarbeiten. Bei dieſem Unterrichtszweige wird 
vorausgeſetzt, daß die Schülerinnen für Stricken und Häkeln 
eine Unterweiſung nicht weiter nöthig haben, bezüglich des Nä- 
hens und Stickens aber alle Arten der dabei erforderlichen 
Stiche kennen und ſoweit geübt haben, daß ſie dieſelben ohne 
Schwierigkeit und grobe Fehler anzuwenden verſtehen. 

Erforderlich für den Unterricht iſt, daß ſämmtliche Schüle- 
rinnen dieſelbe Arbeit vornehmen, welche aber womöglich jo 
auszuwählen iſt, daß das fertige Stück Wäſche verwendbar iſt. 

Klaſſe V.: 2 Stunden wöchentlich. Unterweiſung im Maß⸗ 
nehmen und Schnittzeichnen im verkleinerten Maßſtabe, Zu⸗ 
ſchneiden und Nähen von Tiſch- und Hauswäſche, Stopfen in 
Leinen und Baumwolle. 

Das Nähen der verſchiedenen Stücke erfolgt abwechſelnd 
mit der Hand und mit der Maſchine für Kettelſtich ſowohl als 
für Doppelſteppſtich. Wäſcheſticken. 

Klaſſe IV.: 2 Stunden wöchentlich. Fortſetzung des in 
voriger Klaſſe Begonnenen und Anwendung auf Bett- und ein⸗ 
fache Leibwäſche. 

Stopfen in Stangen: und gemuſtertem Leinen, wie in 


kommiſſion mit der Anweiſung, im amtlichen Verkehre und in Damaſt. 
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Klaſſe III.: 2 Stunden wöchentlich. Anwendung des Er⸗ 
lernten auf kunſtvoller zuſammengeſetzte Wäſchſtücke und Stop⸗ 
fen der verſchiedenſten Kleiderſtoffe und Kleidungsſtücke. 

Klaſſe II.: 2 Stunden wöchentlich. Fortſetzung des Un⸗ 
terrichtes der vorigen Klaſſe in weiteren Anwendungen. Unter⸗ 
weiſung zum Maßnehmen und Schnittzeichnen für Frauenkleider. 

Klaſſe I.: 2 Stunden wöchentlich. Fortſetzung des Unter: 
richtes im Schneidern und Einführung in die Methode der Un⸗ 
terrichtsertheilung für das geſammte Gebiet der Nadelarbeiten. 

Lehrziel. Durch Probearbeiten nachgewieſene Fertigkeit in 
der Herſtellung von Wäſchſtücken; Einſicht in die Methode des 
Unterrichtes. 

§. 19. Stenographie. Klaſſe V.: 2 Stunden wöchentlich. 
Einübung der Lautſchreibelehre einſchließlich der Lautverbindung 
durch kalligraphiſche Uebungen; Leſen und Uebertragen. 

Klaſſe IV.: 2 Stunden wöchentlich. Fortſetzung des in 
voriger Klaſſe Begonnenen bis zur Beendigung der Wortſchreibe⸗ 
lehre. Uebung im Schnellſchreiben. 


Am Schluſſe des zweiten Unterrichtsjahres ſollen die Schü⸗ 
lerinnen ſo weit gefördert ſein, daß ſie die Stenographie ſelbſt⸗ 
ſtändig zu üben im Stande ſind und mit Hilfe ſolcher Uebung 
beim Austritte aus dem Seminare Sicherheit und Gewandtheit 
in der Anwendung der Stenographie aufzeigen können. 

F. 20. Ueberſicht über den Lehrplan. 


. 3 — 3 —13—1 2 —1 2 — 113 — 
Deutide Sprache 4 — 4 —1 3 —1 3 — 3 — 117 — 
Franzöſiſche Sprache 4 —14—1 4 — 4 — 4 —1 20 — 
Eugliſche Sprache . — 31 — 31— 31— 31 — 31 — 15 
Geographie 2 — 2 —1 2 — 1 — 11-18 — 
r 2 —1 2 —| 2) —| 2|—| 2|—[| 10 — 
Naturwiſſenſchaften .. 3 —3— 3 —2— 2 —} 13 — 
Arithmetik u. Formenlehre 3 —| 3— 2 — 2 —1 - — 
Pädagogik — 1 — 14 —1 51-15 —114 — 
Schulpraxis — 12 — 11131-13416 
N 2 — 12 — 2 — 2-2-1 10 — 
Harmonielehre — 11—| 11— 11 — 1 — 11 — 5 
Klavierſpie l — 11—| 11— 11 — 1 — 1 5 
C 2 — 2 —2— 2-12 — 10 — 
n 11-1. 11-11] —1—i-1-|—1-,31— 
FF 2 —1 2 —1 2 —1 212-110 — 
Nadelarbeiten 2 — 2 —1 2 —- 12 —1 2-110 — 
Stenographie — 21— 21 ——1— 1 —1— 1 —1—1 4 
30 2]32| 532 5]31] 5]155 |29 

37 37 | 37 | 37 | 36 | 184 
§. 21. Abweichungen von dieſem Lehrplane, ſoweit ſich 


derſelbe bei dem Seminare zu Kallnberg nicht durch das In— 
ternat und ſeine genehmigten Lehr⸗ und Arbeitseinrichtungen 
modifizirt, find in Betreff der Lehrziele gar nicht, in Betreff 
der Vertheilung des Lehrſtoffes und der Zahl der Unterrichts⸗ 
ſtunden nur ausnahmsweise und unter vorher eingeholter Ge⸗ 
nehmigung der oberſten Schulbehörde ſtatthaft. 

§. 22. Beim Unterrichte iſt von Diktaten, ſoweit ſolche 
nicht auf kurze Anmerkungen beſchränkt bleiben, abzusehen, der⸗ 
ſelbe ift vielmehr bei allen geeigneten Lehrfächern an gute Lehr: 
bücher anzulehnen, deren Benutzung die Vorbereitung auf den 
Unterricht und die Repetition zu erleichtern vermag. 

Die Einführung der Lehrbücher und deren Wechſel ſind 
von der Genehmigung der oberſten Schulbehörde abhängig. 

§. 23. Zur Kontrole über Einhaltung des Lehrplanes ift 
für jede Klaſſe ein Lektionsbuch anzulegen, in welches von je⸗ 
dem in der Klaſſe beſchäftigten Lehrer am Schluſſe jedes Mo⸗ 
nats, je nach Anordnung des Direktors in kürzeren Friſten, 


eine kurze Angabe und Ueberſicht des von ihm behandelten 
Lehrſtoffes einzutragen iſt. 
B. Aufnahme. 

8. 24. Die Anmeldung zur Aufnahme erfolgt bei dem 
Direktor. 

Die Aufzunehmende iſt bei der Anmeldung dem Direktor 
in der Regel perſönlich vorzuſtellen. 

Bei der Anmeldung ſind beizubringen: 

1. ein Geburts- oder Taufzeugniß, 

2. ein Impfſchein, vergl. Reichsimpfgeſetz vom 8. April 1874 
(Seite 31 fg. des Reichs-Geſetzblattes vom Jahre 1874), 
88. 1 und 13 und Verordnung, die Ausführung des 
Reichsimpfgeſetzes vom 8. April 1874 betreffend, vom 
20. März 1875 (Seite 167 fg. des Geſetz- und Verord— 
nungsblattes vom Jahre 1875). 

3. ein Zeugniß über die bisher genoſſene Bildung (Kennt⸗ 
niſſe, Fortſchritte, Verhalten), 

4. ein Zeugniß über die kirchliche Zubehörigkeit, 

5. ein ausführliches Geſundheitszeugniß eines approbirten 
Arztes. 

Der Termin zur Anmeldung für die regelmäßige Auf⸗ 
nahme, welche bei dem Seminare zu Dresden zu Oſtern, bei 
dem Kallnberger Seminare ſtiftungsgemäß zu Michaelis jeden 
Jahres ſtattfindet, wird von dem Direktor öffentlich bekannt 
gemacht. 

Zur ausnahmsweiſen Aufnahme im Laufe des Unterrichts⸗ 
jahres, welche nach §. 12 des Geſetzes nur unter der Voraus: 
ſetzung dringender Umſtände zuläſſig iſt, wird der Nachweis 
erfordert, daß die Schülerin befähigt iſt, in den begonnenen 
Unterricht mit Nutzen einzutreten. 

Bewerberinnen, welche an offenbaren Entſtellungen leiden, 
desgleichen Solche, deren ſittliche Würdigkeit oder geiſtige Be⸗ 
gabung nach den beigebrachten Zeugniſſen zu bezweifeln iſt, 
ſind ſofort, ohne ſie erſt zur Aufnahmeprüfung zuzulaſſen, ab⸗ 
zuweiſen. 

8.25. Die Aufnahme erfolgt in der Regel 

bei dem Dresdner Seminare nicht vor vollendetem 14. Le⸗ 
bensjahre, 

bei dem Kallnberger Seminare nicht vor vollendetem 15. (für 
Klaſſe IV.), beziehentlich 16. Lebensjahre (für Klaſſe III.). 
Aſpirantinnen für höhere Klaſſen, welche das Durchſchnitts⸗ 

alter der Zöglinge der betreffenden Klaſſe überſchritten haben, 
können nur mit Genehmigung der oberſten Schulbehörde auf: 
genommen werden. 

Die Zulaſſung ſogenannter Hoſpitanten, welche nicht als 
Zöglinge des Seminares eintreten, vielmehr nur am Unterrichte 
theilnehmen wollen, ſoll von einem beſtimmten Alter nicht ab: 
hängig ſein, ſie bedarf aber in jedem Falle der Genehmigung 
der oberſten Schulbehörde und erfolgt nur auf Widerruf. 

§. 26. Der Grad der Vorbildung, welchen die Aufzuneh⸗ 
menden durch eine Prüfung nachzuweiſen haben, wird bezüg⸗ 
lich des Seminares zu Dresden durch das Bildungsziel be⸗ 
ſtimmt, welches der mittleren Volksſchule als Aufgabe geſtellt 
und bei den einzelnen Disziplinen näher beſtimmt iſt; doch 
wird außerdem die Kenntniß der Anfangsgründe der franzöſiſchen 
und beziehentlich der engliſchen Sprache erfordert, wie ſie in der 
Lehrordnung S. 7, Ab. ! und 8. 8, Abſ. 1 genauer bezeichnet find. 

Aufnahme in die höheren Klaſſen beziehentlich in die dritte 
Klaſſe oder in die vierte Klaſſe (Vorbildungsklaſſe) des Lehre: 
rinnen⸗Seminares zu Kalluberg kann nur dann erfolgen, wenn 
die Nachſuchenden den entſprechenden Grad von Kenntniſſen in 
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allen Unterrichtsfächern, welche in der betreffenden Klaſſe gelehrt 
werden, nachweiſen. 

8.27. Bei der regelmäßigen Jahresaufnahme zu Anfang 
des Unterrichtskurſus iſt die Prüfung der Angemeldeten unter 
Leitung des Direktors in Gegenwart und unter Betheiligung 
des geſammten Lehrerkollegiums vorzunehmen. 

Bei Prüfung einzelner, im Laufe des Unterrichtsjahres Auf⸗ 
nahme ſuchender Schülerinnen hat der Direktor ausnahmslos 
den Ordinarius und die übrigen Hauptlehrer der Klaſſe, für 
welche ſie geprüft werden, zuzuziehen. 


fung wird die Verſetzung der Zöglinge in höhere Klaſſen oder 
deren Verbleiben in der Klaſſe durch das Lehrerkollegium feſt⸗ 
geſtellt. - 

Wenn Schülerinnen der oberen oder mittleren Klaſſen nur 
geringe geiſtige Fähigkeiten zeigen und zwei halbe Jahre hin⸗ 
ter einander in Fortſchritten die Zenſur „ungenügend“ erhal⸗ 
ten oder zweimal den Jahreskurſus derſelben Klaſſe durchge⸗ 
macht haben, ohne zur Verſetzung in eine höhere Klaſſe reif zu 
fein, jo iſt nach Maßgabe $. 14, al. 2 des Geſetzes zu verfah⸗ 
ren. Daſſelbe kann geſchehen, wenn Schülerinnen der oberen 


§. 28. Die Aufnahme der am Beginne des Unterrichtsjah— 
res Eintretenden iſt als ein feierlicher Akt in Gegenwart des 
Lehrerkollegiums beziehentlich der Angehörigen der Zöglinge 
und des Schülercötus vom Direktor zu vollziehen. 

C. Halbjahrs- und Jahresprüfungen. 

8.29. Jährlich zweimal und zwar am Schluſſe des Se- 
meſters und am Schluſſe des Schuljahres iſt eine Prüfung al⸗ 
ler Klaſſen der Anſtalt abzuhalten. 

8.30. Die Prüfung am Schluſſe des Halbjahres wird 
nicht öffentlich und in der Regel nur ſchriftlich, ſowie durch 
Darlegung der in den techniſchen Fächern erworbenen Fertig⸗ 
keiten abgelegt. Sie umfaßt einen Zeitraum von längſtens 
3 Tagen. 

Die am Schluſſe des Schuljahres abzuhaltende Yahresprü- 
fung wird in den Klaſſen V. (IV.) — II. ſchriftlich und münd⸗ 
lich abgenommen. Die ſchriftliche hat der mündlichen voraus: 
zugehen, und es ſind die ſchriftlichen Prüfungsarbeiten korrigirt 
und zenſirt während der mündlichen Prüfung aufzulegen. Die 
mündliche Prüfung findet in Gegenwart des geſammten Leh⸗ 
rerkollegiums ſtatt. Dieſelbe iſt für die einzelnen Klaſſen auf 
die Zeit von 2 bis 3 Stunden zu beſchränken. 

Nach Beendigung dieſer Prüfungen hat das Lehrerkolle⸗ 
gium in einer Konferenz die Zenſuren über Fortſchritte, Fleiß 
und ſittliches Verhalten der einzelnen Zöglinge feſtzuſtellen. 

Dieſe Zenſuren ſind nach den Graden: 


z 


vorzüglich = 1, 
recht gut 2, 
aut „bezüglich der Fortſchritte 
ziemlich gut = 4, 0 
genügend = 5, 
ungenügend = 6, 
und 
zur beſonderen Zufriedenheit I, bezüglich des 
zur Zufriedenheit 2, Fleißes und 


nicht durchgängig zur Zufriedenheit = 3, ſittlichen 

unbefriedigend 4, Verhaltens 
zu ertheilen, in ein im Archive des Seminares zu verwahren⸗ 
des Zenſurbuch einzutragen und den Eltern jeder Schülerin zu 
überſenden. 

Es erſcheint zweckmäßig, auf den ſchriftlichen Zenſuren da, 
wo Veranlaſſung gegeben iſt, noch beſondere Bemerkungen 
z. B. über Schulverſäumniſſe, mangelhaften Privatfleiß, Ver⸗ 
nachläſſigung der Schülerin in der Handſchrift, zum Lehrerbe⸗ 
rufe ganz unzureichende oder auch für einzelne Fächer ausge⸗ 
zeichnete Fähigkeiten ꝛc. beizufügen. 

Für die erſte Klaſſe tritt an Stelle der Jahresprüfung die 
in $. 73 des Geſetzes bezeichnete Staatsprüfung. 

8.31. Nach den im Laufe des Jahres gemachten Wahr: 
nehmungen in Verbindung mit dem Ergebniß der Jahresprü— 


oder mittleren Klaſſen zwei halbe Jahre hinter einander im 
Betragen die Zenſur „unbefriedigend“ erhalten. 
D. Haus: und Studienordnung (Schulordnung). 
§. 32. Gegenſtand der Regelung in der nach §. 13 des Geſet⸗ 
zes zu entwerfenden Haus⸗ und Studienordnung (Schulordnung) 
ſind insbeſondere: Schulbeſuch; Verhalten der Zöglinge: im Unter⸗ 
richte gegen die Lehrer, gegen ihre Mitzöglinge und in Bezug auf 
die Ordnung und das Leben im Internate, einſchließlich der 
Vorſchriften über die häuslichen Pflichten und die zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung in Lehr-, Arbeits-, Schlaf-, Walch, 
Speiſeräumen 2c. erforderlichen Beſtimmungen; Garantien für 
Schonung der Lehrmittel, des Inventars, der Gebäude; über 
Studien- und Freizeit, Privatlektüre, Studirtage, Ausgänge, 
Ertheilung von Privatunterricht, Beurlaubungen, Annahme von 
Freitiſchen und die Theilnahme an öffentlichen Vergnügungen. 
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Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central» Organ für ger Deutſchlaud, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 20: Amtliches. Leitartikel: Ueber die Bedeutung der Me⸗ 
thode des Unterrichts in der Geſchichte der deutſchen Literatur in höheren Töch⸗ 
terſchulen von Dr. Staedler. Allgemeine deutſche Penſionsanſtalt für Lehre⸗ 
rinnen und Erzieherinnen. Korresponzen: Berlin (Wittwen und Erben 
der Geiſtlichen. Eingefordertes Verzeichniß der im Unterrichtsgebrauche befind⸗ 
lichen Lehrbücher. Perſonalien); Steinau a. O. (Lehrerkonferenz); Oppeln 
(General⸗Lehrerkonferenzen. Memoriren in der Volksſchule); Erft (Revi⸗ 
ſion. Lehrerverhältniſſe. Höhere Töchterſchule. Seminar für Handarbeits⸗Leh⸗ 
rerinnen); Aus Schleswig⸗Holſtein (Rektoratsprüfungen); Lüneburg (Super. 
Schultz. Zwiſt über das Präparandeuweſen. Schulbericht); Aus Weſtfalen 
(Prov.⸗Verein für das höh. Mädchenſchulweſen. Die katholiſchen Lehrer auf 
der Prov.⸗Verſammlung); Braunſchweig (Die hieſ. Lehrervorbildungsanſtalt). 
Berliner⸗ Nachrichten. Vermiſchtes: Der Perſonalbeſtand des deut⸗ 
ſchen ra Oldenburg. Königsberg i. Pr. Todtenſchau. Vereins⸗ 
Nachrichten. akante Lehrerſtellen. Au zeigen. — 


„Rheumatismus“, 
Gicht, Hüftweh, Rücken⸗ und Gliederſchmerz, Lähmung ꝛc. heile ich auch 
brieflich durch mein ſtets bewährtes Heilverfahren, lg überraſchende 
Wirkung Jedermann in Erſtannen ſetzt. Ebenſo beſeitige Epilepſie, Krämpfe, 
Kopfkolik (Migräne), nervöſes Geſichts⸗ und Zahnreißen, ſowie jeden ver⸗ 
alteten Kopfſchmerz. Leidende, die Alles vergeblich verſucht, mögen ver⸗ 
trauensvoll noch meine Kur gebrauchen; die Heilung erfolgt ſchnell und 
gründlich durch meine unfehlbaren Mittel. Briefe mit genauer Se 


des Leidens zu richten an 
Dr. Rumler, 
Dresden, Bachſtraße. 


Empfehle meine Weine, unter Garantie für deren Reinheit: Roth⸗ 
wein zu 90 und 80 Pfg. und Ahrblümchen zu 1 Mark, Weißwein zu 60 Pfg. 
pr. Liter in Gebinden von 18 und 36 Liter an. [47] 

P. Becher, Lehrer in Altenahr. 


D 
e Natur: | 
— A 


kann allen Kranken mit Recht 
als ein vortreffliches populair-medis 
einlsches Werk empfohlen werden. — 
Vorrätbig in allen Buchhandlungen, 
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Federn 


[48] 
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